
 

 
  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 180/09 B 
 
L 3 U 211/08 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 4 U 167/06 (SG Trier) 
 
 
 
…………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Unfallkasse Post und Telekom, 
Europaplatz 2, 72072 Tübingen, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. Dezember 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r  

und   M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 26. Mai 2009 wird als unzuläs-

sig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels. Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte 

Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arz-

tes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung 

des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er 

sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt ist. 

 

Soweit der Kläger die von ihm gerügte Verletzung der Aufklärungspflicht nach § 103 SGG durch 

das LSG auf einen Beweisantrag auf Anhörung von Dr. M.    gemäß § 109 SGG stützt, ist diese 

Rüge schon durch den obigen Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ausgeschlossen. 

 

Soweit er diese Rüge außerdem auf den Antrag, Dr. H.      im Rahmen der mündlichen Ver-

handlung anzuhören, stützt, mangelt es ua an der Darlegung, dass es sich bei diesem Antrag 

um einen berücksichtigungsfähigen Beweisantrag iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG handelt, der 

den Anforderungen an einen Beweisantrag iS der Zivilprozessordnung (ZPO) entspricht (BSG 

SozR 1500 § 160 Nr 45; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 zur Abgrenzung Beweisantritt und Be-

weisantrag). Der Antrag des Klägers enthält kein Beweisthema, obwohl nach § 403 ZPO die zu 

begutachtenden Punkte bei dem Beweismittel Sachverständigengutachten zu bezeichnen sind 

(vgl BSG Beschluss vom 9. März 2001 - B 2 U 404/00 B -; BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 

RdNr 6). 

 

Auch die mit einer Rüge wegen nicht erfolgter ergänzender Befragung eines Sachverständigen 

inzident geltende gemachte Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (vgl Beschluss 

des Senats vom 13. September 2005 - B 2 U 5/05 B -) kann vorliegend nicht zu einer 

Zulassung der Revision führen, weil dies die Darlegung sachdienlicher Fragen oder 

aufklärungsbedürftiger Punkte erfordern würde, die der Beschwerdebegründung aus den 

genannten Gründen nicht zu entnehmen sind. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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